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Erfahrungen aus der Praxis
Sozialistische Rationalisierung 
im Kreis Staßfurt
unter Mitwirkung der Gewerkschaften
Die Organisierung des von der Partei der Arbeiterklasse ge­
forderten neuen Rationalisierungsschubs geht mit der Ver­
besserung der betrieblichen Arbeitsbedingungen einher.1 Da­
bei geht es vorrangig darum, „durch die Einsparung von Ar­
beitsplätzen Werktätige für die Schichtarbeit, den Rationali­
sierungsmittelbau und die Konsumgüterproduktion zu gewin­
nen“ ,1 2

Im Kreis Staßfurt wurden auf der Sehwedter Initiative 
aufbauend neue Akzente zur Vertiefung der sozialistischen 
Intensivierung gesetzt. Vom Rat des Kreises ging die Initiative 
aus, eine effektive Zusammenarbeit mit allen Betrieben des 
Territoriums zu organisieren, um die Rationalisierung um­
fassend und in allen Bereichen durchsetzen zu können. Nur 
durch eine zielgerichtete Zusammenarbeit bei der Durchset­
zung der Rationalisierungsvorhaben ist es möglich, wesent­
lich höhere Ergebnisse zu erzielen und gleichzeitig zu weite­
ren sozialen Verbesserungen für die Werktätigen beizutra­
gen. Auch der engen Zusammenarbeit des Kreisvorstandes 
des FDGB mit dem Rat des Kreises kommt deshalb beson­
dere Bedeutung zu. Dabei hat sich die „Langfristige Konzep­
tion für die Entwicklung und den effektiven Einsatz des Ar­
beitsvermögens“ als wirksames Leitungsinstrument bewährt.3 
Auf ihrer Grundlage wurde die Gewinnung von Arbeitskräf­
ten und ihr produktiver Wiedereinsatz zu einem Wesensmerk­
mal der sozialistischen Rationalisierung im Kreis Staßfurt.

Mit dieser Konzeption verfügt der Kreisvorstand des 
FDGB über ein Leitungsinstrument, in dem die Effektivität 
des Arbeitsvermögens komplex in den Zusammenhang mit 
der Leistüngsentwicklung des Kreises und der sozialistischen 
Rationalisierung bis 1985 gestellt wurde. Sowohl die Erarbei­
tung als auch die ständige Präzisierung der Festlegungen die­
ser Vereinbarung erfordert eine enge Zusammenarbeit des 
Sekretariats des Kreisvorstandes des FDGB mit dem Rat des 
Kreises. Dies geschieht in erster Linie durch die Mitarbeit 
in den einzelnen Arbeitsgruppen im Territorium. So arbeitet 
der Vorsitzende des Sekretariats in der Arbeitsgruppe „Nut­
zung des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens“ mit, und der 
Sekretär für Arbeit und Löhne wirkt in der Arbeitsgruppe 
„Wissenschaftliche Arbeitsorganisation“. Voraussetzung für 
eine sinnvolle gewerkschaftliche Mitwirkung bei der Gestal­
tung der Arbeitsrechtsverhältnisse im Zusammenhang mit der 
sozialistischen Rationalisierung ist die langfristige Bestim­
mung des Arbeitskräftebedarfs sowie der Arbeitsinhalte an 
den neuen Arbeitsplätzen. Durch exakte Berechnung der Ent­
wicklung der Bevölkerung und des Anteils der Berufstäti­
gen wurde unter Berücksichtigung qualitativer und quanti­
tativer Faktoren und demographischer Gegebenheiten das zu 
erwartende Arbeitskräftepotential bestimmt. In allen Betrie­
ben des Kreises wurden in enger Zusammenarbeit mit den 
Gewerkschaftsmitgliedern eigene Rationalisierungsstrategien 
erarbeitet, die den rationellen Einsatz des gesellschaftlichen 
Arbeitsvermögens beinhalten.

In gemeinsamer konzeptioneller Arbeit der Betriebe und 
der staatlichen Organe und gesellschaftlichen Organisationen 
des Territoriums wurden jene Arbeitsaufgaben bestimmt, für 
die vordringlich Arbeitskräfte gewonnen werden müssen. Die 
rechtzeitige Information über Schwerpunktvorhaben in ein­
zelnen Betrieben oder im Territorium bildete die Grundlage 
für diese Arbeit. In Staßfurt gehörten z. B. u. a. dazu die Ge­
winnung von Arbeitskräften für die Elektrifizierung des 
Eisenbahnnetzes, die Versorgung und Betreuung der Bevöl­
kerung sowie die Erfüllung von Aufgaben in der Landwirt­
schaft.

Zunächst ging es immer darum, das durch Rationalisierung 
gewonnene Arbeitsvermögen im eigenen Betrieb einzusetzen, 
um diese Werktätigen für die intensivere Auslastung hoch­
produktiver Anlagen zu gewinnen.

Unsere Erfahrungen bestätigen, daß sich die Einbeziehung 
der Werktätigen in alle Phasen der Rationalisierung als we­
sentliche Voraussetzung für ihre schöpferische Mitwirkung an 
der Lösung aller Aufgaben erwiesen hat.

Dabei gebührt den Vertrauensleuten besondere Beachtung. 
Sie kennen jedes Mitglied des Kollektivs, seine Neigungen, 
Interessen und persönlichen Belange. Bei einer notwendigen 
Änderung von Arbeitsrechtsverhältnissen ist es deshalb bei 
uns Prinzip, daß vorher das vertrauensvolle Gespräch mit dem 
zuständigen Gewerkschaftsfunktionär geführt wird. Bei allen 
notwendigen Gesprächen zur Änderung von Arbeitsrechtsver­
hältnissen waren die Vertreter der gewerkschaftlichen Lei­
tungen zugegen. Das entspricht der Ordnung für die Wahr­
nehmung der Rechte der Gewerkschaften beim Abschluß, bei 
der Änderung und der Auflösung von Arbeitsverträgen.4 Un­
sere gewerkschaftlichen Leitungen und Vorstände haben durch 
ihre aktive Mitwirkung, vor allem durch gründliche Gesprä­
che in den Arbeitskollektiven, spezielle Festlegungen in den 
Betriebskollektivverträgen, die Nutzung der Schulen der so­
zialistischen Arbeit sowie mit Hilfe von Wochenschulungen 
der BGL- und AGL-Vorsitzenden, wesentlich dazu beigetra­
gen, daß im Kreis Staßfurt von 1981 bis 1983 1 779 Arbeits­
kräfte an neuen Arbeitsplätzen eingesetzt werden konnten. 
Diese Werktätigen wurden vorrangig zur Erhöhung der Aus­
lastung der Grundfonds, zur Stärkung des Rationalisierungs­
mittelbaus, zur Erweiterung der Konsumgüterproduktion und 
an neuen Produktionsanlagen einschließlich Mikroelektronik 
und Robotertechnik eingesetzt.

Gleichzeitig konnten aus den Betrieben des Territoriums 
Arbeitskräfte zur Stärkung der Landwirtschaft, insbesondere 
der Tierproduktion eingesetzt werden, indem Werktätige, die 
zuletzt nicht in ihrem ursprünglich erlernten landwirtschaft­
lichen Beruf tätig waren, wieder für eine Tätigkeit in der 
Landwirtschaft gewonnen werden konnten.

Im kreisgeleiteten Bauwesen wurden Werktätige in spe­
zifischen Bereichen zur Verbesserung der Wohnbedingungen 
eingesetzt.

Im Rahmen der territorialen Rationalisierung richteten 
einige Betriebe zur Verbesserung der eigenen Arbeiterver­
sorgung und auch der Versorgung der Bevölkerung mit Back­
waren aus eigenen Arbeitskräftereserven eine Bäckerei ein.

Die gewerkschaftliche Mitwirkung bei der Änderung der 
Arbeitsverträge im Zusammenhang mit Rationalisierungs­
maßnahmen erfolgte in jedem Fall auf der Grundlage des 
AGB und unter Beachtung der Rahmenkollektivverträge. 
Durch die Arbeit mit der langfristigen Konzeption war es 
möglich, erforderliche Gespräche über Änderungs- bzw. Über­
leitungsverträge wesentlich früher als drei Monate vor der ge­
planten Veränderung (§§ 49 Abs. 2, 53 Abs. 2 AGB) konkret 
mit den Werktätigen zu führen und die entsprechende ge­
werkschaftliche Unterstützung zu geben.

Das wirkte sich z. B. positiv bei notwendigen Qualifizie­
rungsmaßnahmen für Werktätige aus, die zwischenzeitlich in 
anderen Berufen eingesetzt waren und wieder für eine Tä­
tigkeit in der Landwirtschaft gewonnen wurden.

Um die erforderlich werdenden Qualifizierungsmaßnah­
men zu sichern, wurden mit Unterstützung des Rates des 
Kreises die Kapazitäten von Bildungseinrichtungen des ge­
samten Kreises genutzt. Hier sehen wir auch künftig ein Be­
tätigungsfeld für gewerkschaftliche Mitwirkung, indem alle
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